
und die Verteidigung individuelle Umstände, wie stän­
dige Meinungsverschiedenheiten bei dem Angeklagten 
K., Überheblichkeit, Charakterveranlagung und die Per­
sönlichkeit des Angeklagten Sch. geltend gemacht. Diese 
Umstände können jedoch nicht das wahre Motiv für die 
schweren Verbrechen sein. Wer mit einer solchen In­
tensität, einer solchen Hemmungslosigkeit und Ent­
schlossenheit, in stärkerem Maße bei dem Angeklagten 
K., Verbrechen gegen den Staat der Arbeiter und 
Bauern und die gesellschaftliche Entwicklung in der 
DDR begeht, kann nur aus tiefstem Haß gegen unsere 
demokratische Staatsordnung gehandelt haben. Feind­
schaft gegen den Staat der Arbeiter und Bauern — das 
ist das Grundmotiv, aus dem die Angeklagten ihre Ver­
brechen begingen.

Beide Angeklagten gehören als Tierärzte zur Intelli­
genz, und sie wurden durch den Staat in jeder Hinsicht 
gefördert und unterstützt. Der Angeklagte K. hatte bis 
1952 einen Einzelvertrag und beide Angeklagten hatten 
ein Einkommen von rund 2000 DM monatlich, von dem 
sie sich alle Wünsche erfüllen konnten. Sie haben ihre 
Stellung als Tierärzte gröblichst mißbraucht. Daß dieses 
Verhalten der Angeklagten von den anderen Tierärzten 
des Bezirkes E. nicht gebilligt wird, beweist die Tat­
sache, daß die Tierärzte des Bezirks sich konsequent von 
den Angeklagten distanzieren und deren Verhalten 
schärfstens verurteilen.

Der Angeklagte K. war als Cheftierarzt des Schlacht­
hofes M. in einer verantwortlichen Stellung. Er war 
der veterinärmedizinische Leiter des Schlachthofes, und 
ihm oblag die Kontrolle der Einhaltung der lebens­
mittelhygienischen Vorschriften. Er war ein ver­
schworener Feind des Arbeiter- und Bauernstaates und 
des Friedens. Aus dem Umfang seiner Feindtätigkeit, 
der Intensität, mit der er seine Verbrechen durchführte, 
und dem Grad der Verantwortlichkeit ergibt sich die 
Gefährlichkeit des Angeklagten. Der Angeklagte ist, 
obwohl er schon in der Voruntersuchung und in der 
Hauptverhandlung die Schwere der von ihm begangenen 
Verbrechen erkannte und Reue zeigte, äußerst 
gefährlich.

Der Angeklagte Sch. ist ebenfalls ein verschworener 
Feind der DDR, dessen Haß sich gegen die Arbeiter­
klasse und die werktätigen Bauern richtet. Er war zu­
letzt Kreistierarzt. Ihm wurde durch die staatlichen 
Organe ein großes Vertrauen entgegengebracht, das er 
gröblichst mißbrauchte. Auch dieser Angeklagte ist 
unter Berücksichtigung des Umfanges der von ihm 
begangenen Verbrechen und der Intensität, mit der er 
sie durchführte und dem Grad der Verantwortung, ein 
in hohem Maße gefährlicher Verbrecher.

Es ist daher notwendig, beide Angeklagten für lange 
Zeit aus der Gesellschaft zu isolieren. Die Angeklagten 
haben schwere Schuld auf sich geladen und harte 
Strafen verdient. Der Senat erkannte bei dem An­
geklagten K. auf eine Zuchthausstrafe von zwölf Jahren 
und bei dem Angeklagten Sch. auf eine Zuchthausstrafe 
von acht Jahren.

§16 Abs. 3 WStVO.
Bestand bereits in einem Strafverfahren die Möglich­

keit, Gegenstände einzuziehen, auf die sich die straf­
bare Handlung bezog, so kann danach kein objektives 
Verfahren zum Zwecke der Einziehung dieser Gegen­
stände durchgeführt werden.

BG Schwerin, Urt. vom 29. März 1955 — 2 NDs 77/55.

Das KrG L. hat am 5. April 1955 auf Antrag des Kreisstaats­
anwalts das im Verfahren gegen den Fleischermeister U. be­
schlagnahmte Brennholz, und zwar in einer Menge von etwa 
12 fm gemäß §§ 266, 267 StPO eingezogen. Diesem Urteil ist 
ein ordentliches Strafverfahren gegen L. vorangegangen, in 
dessen Verlauf dieser wegen fahrlässigen Wirtschaftsvergehens 
nach § 5 Abs. 1 Ziff. 1 WStVO zu einer Geldstrafe von 300 DM 
verurteilt worden ist, weil er von einem Dritten etwa 12 fm 
bewirtschaftetes Brennholz fahrlässig ohne Bezugsberechtigung 
bezogen hat. In diesem Verfahren ist die Einziehung des 
Brennholzes, die nach § 16 WStVO zulässig gewesen wäre, 
nicht erfolgt.

Noch innerhalb der Rechtsmittelfrist hat der Staatsanwalt 
des Kreises, ohne wegen der Unterlassung der Einziehung des 
Holzes etwa Protest einzuiegen, beim Kreisgericht die selb­
ständige Einziehung des Holzes in einem nachträglichen Ver­
fahren nach §§ 266, 267 StPO beantragt. Das Kreisgericht hat 
durch Urteil vom 5. April 1955 auf die Einziehung des Brenn­
holzes erkannt. Es führt zur Begründung aus, daß § 16 Abs. 3 
WStVO die selbständige Einziehung von Gegenständen, die zu

einem Wirtschaftsvergehen oder -verbrechen in bestimmter 
Beziehung stehen, zuläßt, und meint deshalb, daß auch nach 
Erlaß eines bereits rechtskräftigen Urteils, das die Einziehung 
nicht ausspricht, die nachträgliche Einziehung möglich ist.

Hiergegen legte L. als der von der Einziehung Betroffene 
Berufung ein.

In Übereinstimmung mit dem Antrag des Vertreters des 
Staatsanwalts des Bezirks war das angefochtene Urteil auf 
die Berufung hin aufzuheben und der Einziehungsantrag des 
Staatsanwalts des Kreises zurückzuweisen.

Aus den G r ü n d e n :
Gegen den Fleisehermeister L. ist wegen des unge­

setzlichen Erwerbs des fraglichen Holzes bereits ein 
Strafverfahren durchgeführt worden. Schon in diesem 
Verfahren stand es im pflichtgemäßen Ermessen des 
Kreisgerichts, das ungesetzlich erlangte Holz gemäß § 16 
Abs. 1 WStVO einzuziehen. Diese Einziehung ist in 
diesem Verfahren nicht erfolgt. Bei dieser Sachlage ist 
aber die nachträgliche Einziehung im sog. objektiven 
Verfahren ausgeschlossen. Die Zulässigkeit einer sol­
chen Einziehung kann auch nicht aus § 16 Abs. 3 WStVO 
hergeleitet werden, der die selbständige Einziehung 
der nach Abs. 1 des § 16 WStVO einziehbaren Gegen­
stände zuläßt. Diese Bestimmung der Wirtschaftsstraf­
verordnung will den Strafverfolgungsorganen die Mög­
lichkeit geben, die Einziehung solcher Gegenstände 
zur Beseitigung eines gesetzlich nicht gebilligten Zu­
standes dann zu ermöglichen, wenn die Durchführung 
eines ordentlichen Strafverfahrens und damit auch die 
Einziehung der fraglichen Gegenstände in einem solchen 
Verfahren nicht möglich ist. Auch im Hinblick auf die 
Einziehung nach § 16 WStVO gilt der Grundgedanke des 
§ 42 StGB, nach welchem die Einziehung von Gegen­
ständen in den Fällen der §§ 40 und 41 StGB im sog. 
objektiven Verfahren nur dann möglich ist, wenn die 
Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Person 
nicht ausgeführt werden kann. Im vorliegenden Falle 
war aber die Verurteilung des früheren Angeklagten L. 
wegen ungesetzlichen Erwerbes von Brennholz durchaus 
möglich und ist auch erfolgt. Nach alledem war für die 
Durchführung eines nachträglichen selbständigen Ein­
ziehungsverfahrens kein Raum mehr.

§347 Abs. 2 StPO.
Gegen die Anordnung der Vollstreckung der Strafe 

gemäß § 347 Abs. 2 StPO steht dem Verurteilten kein 
Beschwerderecht zu.

BG Dresden, Beschl. vom 3. Mai 1955 — 3 OS 104/55.

Aus den G r ü n d e n :
Gegen G. wurde durch Strafbefehl vom 11. Dezem­

ber 1952 wegen Diebstahls eine Gefängnisstrafe von 
drei Monaten festgesetzt. Am 7. Januar 1953 wurde 
ihm bedingte Strafaussetzung mit zweijähriger Bewäh­
rungsfrist gewährt. Am 17. März 1955 beschloß das 
Kreisgericht, diesen Beschluß vom 7. Januar 1953 auf­
zuheben, weil die Strafaussetzung ihren Zweck nicht 
erreicht hat. Das Kreisgericht hat infolgedessen die 
Vollstreckung der Strafe angeordnet. Hiergegen wen­
det sich die Beschwerde.

In der Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 29. April 1953 (Richtlinie Nr. 1 — R PI 3/53) über 
die Gewährung bedingter Strafaussetzung gemäß 
§ 346 StPO heißt es unter Abschn. II Ziff. 6, daß dem 
Verurteilten kein Recht zusteht, eine Maßnahme nach 
§ 346 StPO zu beantragen, und daß ihm infolgedessen 
bei Nichtgewährung der bedingten Strafaussetzung 
auch kein Beschwerderecht zusteht.

Im vorliegenden Fall handelt es sich zwar nicht um 
die Nichtgewährung der bedingten Strafaussetzung, 
sondern um die Anordnung der Strafvollstreckung nach 
Ablauf der Bewährungszeit gemäß § 347 Abs. 2 StPO. 
Jedoch auch in diesen Fällen steht dem Verurteilten 
ein Beschwerderecht nicht zu. Über den Erlaß einer 
Freiheitsstrafe oder die Anordnung der Strafvollstrek­
kung gemäß § 347 Abs. 2 StPO muß das Gericht nach 
Ablauf der Bewährungszeit entscheiden. Diese Ent­
scheidung ergeht ebenfalls nicht auf einen Antrag des 
Verurteilten hin. Daher ist gegen einen derartigen Be­
schluß die Möglichkeit der Beschwerde nicht gegeben.
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